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1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit ausdrück-
lichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und potenzieller 
Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität 

 
§ 2 LHG1 Aufgaben 
(1) […] 8Die Hochschulen fördern die internationale, insbesondere die europäische 
Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den Austausch mit ausländischen Hoch-
schulen; sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse ausländischer Studieren-
der. 
[…] 
 
§ 37a LHG Reformklausel für das Zusammenwirken mit ausländischen Hoch-
schulen 
Für die Erprobung von Studiengängen, die von ausländischen Hochschulen sowie 
vergleichbaren Bildungseinrichtungen im Zusammenwirken mit einer oder mehreren 
Hochschulen durchgeführt werden, kann das Wissenschaftsministerium durch 
Rechtsverordnung von den Regelungen des § 29 Absatz 3 Satz 2 und 3 Num-
mern 2 und 3, Absatz 5, § 32 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 4 und § 36 
Absatz 1 Ausnahmen zulassen, Ausnahmen von § 58 Absatz 2 und § 60 Absatz 2 
Nummern 6 bis 8, Absatz 3 Nummer 3 jedoch nur für ausländische Studierende. 
 
§ 69 LHG Besondere Regelungen für die Hochschulen für den öffentlichen 
Dienst 
[…] 
(2) 1 Für die Hochschulen für öffentliche Verwaltung und Finanzen, für Rechtspflege 
sowie für Polizei kann durch Rechtsverordnung abweichend von den Vorschriften 
dieses Gesetzes bestimmt werden, dass 
[…] 
10. sie einzelne weiterbildende Masterstudiengänge im Bereich der europäischen 

oder internationalen Zusammenarbeit einrichten können, die auf eine Tätigkeit 
sowohl innerhalb als auch außerhalb des öffentlichen Dienstes ausgerichtet 
sind. 
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2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der Lehr-
verpflichtung 

 
§ 12 LVVO2 Besondere Aufgaben 
(1) 1Nehmen Lehrpersonen Aufgaben im öffentlichen Interesse außerhalb der Hoch-
schule wahr, die die Ausübung der Lehrtätigkeit ganz oder teilweise ausschließen, 
kann das Wissenschaftsministerium für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufga-
ben die Lehrverpflichtung ermäßigen oder von der Lehrverpflichtung freistellen. 2Die 
Vorschriften über die Gewährung von Urlaub und über die Abordnung bleiben unbe-
rührt. 
(2) Für die Wahrnehmung sonstiger Aufgaben und Funktionen in der Hochschule 
kann das Wissenschaftsministerium unter Berücksichtigung des Lehrbedarfs im je-
weiligen Fach die Lehrverpflichtung ermäßigen. 
(3) Sind von den Entscheidungen nach Absatz 1 und 2 Lehrpersonen des KIT be-
troffen, obliegt die Entscheidung der oder dem Verstandsvorsitzenden des KIT. 
(4) Das Wissenschaftsministerium kann für bestimmte Fallgruppen nach Maßgabe 
weiterer Vorgaben die Hochschulen zu Ermäßigungen im Sinne des Absatz 1 und 2 
ermächtigen. 
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3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht 
 
Hinweis: Lehre außerhalb der eigenen Hochschule gehört regelmäßig nicht zum 
Hauptamt, sondern wird im Rahmen einer Nebentätigkeit wahrgenommen. Das gilt 
auch für die Lehre an ausländischen Hochschulen. Der normative Rahmen für Ne-
bentätigkeiten ergibt sich aus dem Beamten- und Nebentätigkeitsrecht des jeweili-
gen Landes. Einschlägige Regelungen finden sich gelegentlich im Hochschulgesetz, 
typischerweise im Beamtengesetz, in der (allgemeinen) Nebentätigkeitsverordnung 
und meist in einer speziellen Nebentätigkeitsverordnung für den Hochschulbereich. 
In diesen Vorschriften wird das Thema der Lehre im Ausland allerdings kaum oder 
gar nicht explizit angesprochen. 
Im Folgenden werden daher die Normen aus den vorgenannten Regelungen (in Ba-
den-Württemberg: LBG, LNTVO und HNTVO) aufgeführt, die (auch) für die Lehre im 
Ausland potenziell von Bedeutung sein können. 
 
§ 60 LBG3 Nebentätigkeit 

 1Nebentätigkeit ist jede nicht zum Hauptamt der Beamtin oder des Beamten gehö-
rende Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. 2Ausgenommen 
sind unentgeltliche Tätigkeiten, die nach allgemeiner Anschauung zur persönlichen 
Lebensgestaltung gehören. 
(2) 1Nicht als Nebentätigkeiten gelten 
1.  öffentliche Ehrenämter und 
2.  unentgeltliche Vormundschaften, Betreuungen oder Pflegschaften. 
2Die Übernahme von Tätigkeiten nach Satz 1 ist dem Dienstvorgesetzten anzuzei-
gen. 
 
§ 61 LBG Nebentätigkeiten auf Verlangen 
(1) 1Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen ihres Dienstvorgesetz-
ten eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst auszuüben, sofern diese Tätigkeit ih-
rer Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in An-
spruch nimmt. 2Satz 1 gilt entsprechend für Nebentätigkeiten außerhalb des öffent-
lichen Dienstes, wenn die Übernahme der Nebentätigkeit zur Wahrung dienstlicher 
Interessen erforderlich ist. 
(2) 1Werden Beamtinnen und Beamte aus einer auf Verlangen ausgeübten Tätigkeit 
im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen Organ einer Ge-
sellschaft, Genossenschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Un-
ternehmens haftbar gemacht, haben sie gegen ihren Dienstherrn Anspruch auf Er-
satz des ihnen entstandenen Schadens. 2Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt worden, ist der Dienstherr nur ersatzpflichtig, wenn die Beamtin 
oder der Beamte bei der Verursachung des Schadens auf Weisung einer oder eines 
Vorgesetzten gehandelt hat. 
(3) Beamtinnen und Beamte haben Nebentätigkeiten, die auf Verlangen ausgeübt 
werden, mit Beendigung des Dienstverhältnisses zu ihrem Dienstherrn zu beenden, 
soweit nichts anderes bestimmt wird. 
 
§ 62 LBG Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 
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(1) Beamtinnen und Beamte bedürfen zur Ausübung jeder Nebentätigkeit, mit Aus-
nahme der in § 63 Abs. 1 genannten, der vorherigen Genehmigung, soweit sie nicht 
nach § 61 Abs. 1 zu ihrer Ausübung verpflichtet sind. 
(2) 1Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die Ne-
bentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 2Ein solcher Versagungs-
grund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 
1.  die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflich-

ten bringen kann oder 
2.  die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beein-

flussen kann oder 
3.  zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit 

der Beamtin oder des Beamten führen kann oder 
4.  sonst dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
(3) 1Ein Versagungsgrund nach Absatz 2 Satz 1 liegt auch vor, wenn die Nebentä-
tigkeit nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten so stark 
in Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten 
behindert werden kann. 2Diese Voraussetzung gilt in der Regel als erfüllt, wenn die 
zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der Woche 
ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit überschreitet. 3Bei begrenzter Dienstfähig-
keit verringert sich die Grenze nach Satz 2 in dem Verhältnis, in dem die Arbeitszeit 
nach § 27 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG herabgesetzt ist. 4Bei beurlaubten oder teilzeit-
beschäftigten Beamtinnen und Beamten erhöht sich die Grenze nach Satz 2 in dem 
Verhältnis, in dem die regelmäßige Arbeitszeit ermäßigt ist, höchstens jedoch auf 
zwölf Stunden in der Woche; die Nebentätigkeit darf dem Zweck der Bewilligung des 
Urlaubs oder der Teilzeitbeschäftigung nicht zuwiderlaufen. 5Für Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer gelten die Sätze 1 bis 4 mit der Maßgabe, dass anstelle 
der regelmäßigen Arbeitszeit die Zeit tritt, die dem Umfang eines durchschnittlichen 
individuellen Arbeitstags der Hochschullehrerin oder des Hochschullehrers ent-
spricht. 
(4) 1Beamtinnen und Beamte haben bei der Beantragung einer Genehmigung Anga-
ben über Art und Umfang der Nebentätigkeit, die Person des Auftrag- oder Arbeitge-
bers sowie die Vergütung zu machen. 2Auf Verlangen sind die erforderlichen Nach-
weise zu führen. 3Der Dienstvorgesetzte kann nähere Bestimmungen über die Form 
des Antrags treffen. 
(5) 1Die Genehmigung soll auf längstens fünf Jahre befristet werden. 2Sie kann mit 
Auflagen oder Bedingungen versehen werden. 
(6) 1Die zur Übernahme einer oder mehrerer Nebentätigkeiten erforderliche Geneh-
migung gilt allgemein als erteilt, wenn 
1.  die Vergütungen hierfür insgesamt 1 200 Euro im Kalenderjahr nicht überstei-

gen, 
2.  die zeitliche Beanspruchung insgesamt ein Fünftel der regelmäßigen wöchent-

lichen Arbeitszeit nicht überschreitet, 
3.  die Nebentätigkeiten in der Freizeit ausgeübt werden und 
4.  kein Versagungsgrund nach Absatz 2 vorliegt. 
2Beamtinnen und Beamte haben allgemein genehmigte Nebentätigkeiten vor Auf-
nahme ihrem Dienstvorgesetzten anzuzeigen, es sei denn, dass es sich um eine 
einmalige Nebentätigkeit im Kalenderjahr handelt und die Vergütung hierfür 200 
Euro nicht überschreitet; Absatz 4 gilt entsprechend. 3Eine allgemein als erteilt gel-
tende Genehmigung erlischt mit dem Wegfall der Voraussetzungen nach Satz 1. 
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(7) 1Ergibt sich bei der Ausübung einer Nebentätigkeit eine Beeinträchtigung dienst-
licher Interessen, ist die Genehmigung zu widerrufen. 2Soweit die dienstlichen Inte-
ressen es zulassen, soll der Beamtin oder dem Beamten eine angemessene Frist 
zur Beendigung der Nebentätigkeit eingeräumt werden. 3Die §§ 48, 49 und 51 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt. 
 
§ 63 LBG Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 
(1) Nicht genehmigungspflichtig sind 
1.  unentgeltliche Nebentätigkeiten mit Ausnahme 

a)  der Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, der Ausübung eines freien Be-
rufes oder der Mitarbeit bei einer dieser Tätigkeiten, 

b)  des Eintritts in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genos-
senschaft sowie der Übernahme einer Treuhänderschaft, 

2.  die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten 
unterliegenden Vermögens, 

3.  schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten, 
4.  mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gut-

achtertätigkeiten von Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen Hochschulen so-
wie von Beamtinnen und Beamten an wissenschaftlichen Instituten und Anstal-
ten und 

5.  Tätigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften, Berufsver-
bänden oder Selbsthilfeeinrichtungen der Beamtinnen und Beamten. 

(2) 1Beamtinnen und Beamte haben Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 und 
in Selbsthilfeeinrichtungen nach Absatz 1 Nr. 5, für die eine Vergütung geleistet wird, 
vor Aufnahme ihrem Dienstvorgesetzten anzuzeigen. 2Bei regelmäßig wiederkeh-
renden gleichartigen Nebentätigkeiten genügt eine einmal jährlich zu erstattende An-
zeige für die in diesem Zeitraum zu erwartenden Nebentätigkeiten; die obersten 
Dienstbehörden können abweichende Regelungen treffen. 3§ 62 Abs. 4 gilt entspre-
chend. 
(3) Eine Anzeigepflicht für eine oder mehrere Nebentätigkeiten nach Absatz 2 be-
steht nicht, wenn 
1.  die Vergütungen hierfür insgesamt 1 200 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigen 

und 
2.  die zeitliche Beanspruchung insgesamt ein Fünftel der regelmäßigen wöchent-

lichen Arbeitszeit nicht überschreitet. 
(4) 1Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist ganz oder teilweise zu un-
tersagen, wenn die Beamtin oder der Beamte bei ihrer Ausübung dienstliche Pflich-
ten verletzt. 2§ 62 Abs. 7 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
§ 64 LBG Pflichten bei der Ausübung von Nebentätigkeiten 
(1) Nebentätigkeiten dürfen grundsätzlich nur in der Freizeit ausgeübt werden. 
(2) 1Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten dürfen Einrichtungen, Personal oder 
Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines dienstlichen, öffentlichen oder wis-
senschaftlichen Interesses mit vorheriger Genehmigung in Anspruch genommen 
werden. 2Für die Inanspruchnahme hat die Beamtin oder der Beamte ein Entgelt zu 
entrichten, das den Vorteil, der durch die Inanspruchnahme entsteht, berücksichti-
gen soll. 3Das Entgelt ist nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten oder nach 
einem Prozentsatz der für die Nebentätigkeit bezogenen Vergütung zu bemessen. 
(3) Beamtinnen und Beamte haben Vergütungen für 
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1.  im öffentlichen Dienst ausgeübte oder 
2.  auf Verlangen des Dienstvorgesetzten ausgeübte 
Nebentätigkeiten an ihren Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, soweit nicht durch 
die Ausführungsverordnung nach § 65 etwas anderes bestimmt ist. 
(4) 1Änderungen von genehmigungspflichtigen, anzeigepflichtigen oder auf Verlan-
gen des Dienstherrn übernommenen Nebentätigkeiten, insbesondere hinsichtlich Art 
und Umfang der Nebentätigkeit, der Person des Auftrag- oder Arbeitgebers und der 
Vergütung, sind dem Dienstvorgesetzten unverzüglich anzuzeigen. 2Der Dienstvor-
gesetzte kann nähere Bestimmungen über die Form der Anzeige treffen. 3Er kann 
aus begründetem Anlass verlangen, dass die Beamtin oder der Beamte Auskunft 
über eine ausgeübte Nebentätigkeit erteilt und die erforderlichen Nachweise führt. 
 
§ 65 LBG Ausführungsverordnung 
1Die zur Ausführung der §§ 60 bis 64 notwendigen Vorschriften erlässt die Landes-
regierung durch Rechtsverordnung. 2In ihr kann insbesondere bestimmt werden, 
1.  welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst oder als öffentliches Ehrenamt anzu-

sehen sind, 
2.  was als Vergütung anzusehen ist, 
3.  in welchen weiteren Fällen Nebentätigkeiten allgemein als genehmigt gelten und 

ob und inwieweit solche Nebentätigkeiten anzuzeigen sind, 
4.  in welchen Fällen Nebentätigkeiten ganz oder teilweise innerhalb der Arbeitszeit 

ausgeübt werden dürfen, 
5.  in welcher Höhe ein Entgelt für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Perso-

nal oder Material des Dienstherrn zu entrichten ist und in welchen Fällen auf die 
Entrichtung des Entgelts verzichtet werden kann, 

6.  ob und inwieweit Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst vergütet oder be-
stimmte Nebentätigkeiten von der Ablieferungspflicht ausgenommen werden 
und dass Vergütungen nur bei Übersteigen bestimmter Freigrenzen abzuliefern 
sind, 

7.  ob und inwieweit Beamtinnen und Beamte in regelmäßigen Abständen über die 
von ihnen ausgeübten Nebentätigkeiten und die Höhe der dafür erhaltenen Ver-
gütungen Auskunft zu geben haben. 

 
§ 4 LNTVO4Ausübung von Nebentätigkeiten innerhalb der Arbeitszeit 
(1) 1Eine Nebentätigkeit, die auf Verlangen des Dienstvorgesetzten wahrgenommen 
wird, darf auch während der Dienststunden ausgeübt werden. 2Die Ausübung einer 
Nebentätigkeit kann ganz oder teilweise während der Dienststunden zugelassen 
werden, wenn der Dienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse an der Übernahme 
der Nebentätigkeit durch die Beamtin oder den Beamten anerkennt. 
3In den Fällen der Sätze 1 und 2 ist festzulegen, ob und in welchem Umfang die 
versäumte Zeit auf die regelmäßige Arbeitszeit angerechnet wird. 
(2) Im Übrigen können auf Antrag Ausnahmen von § 64 Abs. 1 LBG zugelassen wer-
den, wenn an der Ausübung der Nebentätigkeit ein öffentliches Interesse besteht, 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäumte Arbeitszeit nachgeleis-
tet wird. 
 
§ 5 LNTVO Gewährung und Ablieferung von Vergütungen 
(1) 1Für eine Nebentätigkeit, die für das Land, eine Gemeinde, einen Landkreis oder 
eine sonstige der Aufsicht des Landes unterstehende Körperschaft, Anstalt oder 
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Stiftung des öffentlichen Rechts wahrgenommen wird, wird eine Vergütung nicht ge-
währt. 2Ausnahmen können zugelassen werden 
1.  bei Lehr-, Vortrags-, Prüfungs- oder Gutachtertätigkeiten sowie bei schriftstelle-

rischen Tätigkeiten, 
2.  bei Tätigkeiten, für die auf andere Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne er-

heblichen Mehraufwand nicht gewonnen werden kann, 
3.  bei Tätigkeiten, deren unentgeltliche Ausübung dem Beamten nicht zugemutet 

werden kann. 
3Wird der Beamte für die Nebentätigkeit angemessen entlastet, so darf eine Vergü-
tung nicht gezahlt werden. 
(2) 1Werden Vergütungen nach Absatz 1 Satz 2 gewährt, so dürfen sie für die in 
einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten insgesamt den in Absatz 3 Satz 1 ge-
nannten Betrag (Bruttobetrag) nicht übersteigen. 2Innerhalb des Höchstbetrags ist 
die Vergütung nach dem Umfang und der Bedeutung der Nebentätigkeit abzustufen. 
3Mit Ausnahme von Tage- und Übernachtungsgeldern dürfen Auslagen nicht pau-
schaliert werden. 
(3) 1Vergütungen sind nach § 64 Absatz 3 LBG insoweit abzuliefern, als sie für die 
in einem Kalenderjahr ausgeübten Nebentätigkeiten 9600 Euro übersteigen. 2Ver-
gütungen sind mit dem Bruttobetrag vor Abzug von Steuern und Abgaben zu berück-
sichtigen. 
(3a) Von den Vergütungen sind bei der Ermittlung des nach Absatz 3 Satz 1 abzu-
liefernden Betrags die bei Reisen im Zusammenhang mit der Nebentätigkeit entstan-
denen Fahrkosten sowie Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung bis zur 
Höhe der in § 3 Abs. 2 Nr. 1 genannten Beträge, die Aufwendungen für die Inan-
spruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn (ein-
schließlich Vorteilsausgleich) und für sonstige Hilfsleistungen und selbst beschafftes 
Material abzusetzen; dies gilt nicht, soweit für derartige Fahrkosten und Aufwendun-
gen Auslagenersatz geleistet wurde. 
(4) Dem Beamten zugeflossene Vergütungen im Sinne des Absatzes 3 sind abzulie-
fern, sobald feststeht, daß sie den Betrag übersteigen, der ihm zu belassen ist. 
(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 3 und 4 treffen auch Ruhestandsbeamte 
und frühere Beamte insoweit, als die Vergütungen für vor der Beendigung des Be-
amtenverhältnisses ausgeübte Nebentätigkeiten gewährt sind. 
 
§ 6 LNTVO Ausnahmen vom Höchstbetrag und von der Ablieferungspflicht 
§ 5 Abs. 2 bis 6 ist nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1.  Lehr- und Vortragstätigkeiten, 
2.  Prüfungstätigkeiten, 
3.  Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung, 
4.  schriftstellerische Tätigkeiten und diesen vergleichbare Tätigkeiten mit Mitteln 

des Films und Fernsehens, 
5.  künstlerische Tätigkeiten einschließlich künstlerischer Darbietungen, 
6.  Tätigkeiten als gerichtlicher oder staatsanwaltschaftlicher Sachverständiger, 
7.  Tätigkeiten als Gutachter für juristische Personen des öffentlichen Rechts, 
8.  Verrichtungen von Ärzten, Zahnärzten und Tierärzten, für die nach den Gebüh-

renordnungen Gebühren zu zahlen sind, 
9.  Tätigkeiten, die während eines unter Fortfall der Dienstbezüge gewährten Ur-

laubs ausgeübt werden, 
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10.  Tätigkeiten von Beamten auf Widerruf, die einen Vorbereitungsdienst ableisten 
oder die nur nebenbei verwendet werden, sowie von Ehrenbeamten, 

 
§ 2 HNTVO5 Geltung der Landesnebentätigkeitsverordnung 
Die Verordnung der Landesregierung über die Nebentätigkeit der Beamten und 
Richter (Landesnebentätigkeitsverordnung – LNTVO) in der Fassung vom 28. De-
zember 1972 (GBl. 1973 S. 57), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 27. April 
1976 (GBl. S. 444), gilt in ihrer jeweiligen Fassung für Nebentätigkeiten der in § 1 
genannten Beamten, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 
 
§ 3 HNTVO Verhältnis von Nebentätigkeiten zu Dienstaufgaben 
(1) 1Die dem Beamten als Dienstaufgabe obliegenden Aufgaben dürfen nicht als Ne-
bentätigkeit wahrgenommen werden. 2Im Zusammenhang mit dem Hauptamt ste-
hende Lehr- und Unterrichtstätigkeiten im Bereich der wissenschaftlichen Weiterbil-
dung können als Nebenamt übertragen werden, wenn die Lehr- und Unterrichtstä-
tigkeit über die dem Beamten obliegende und in diesem Umfang erbrachte Lehrver-
pflichtung hinausgeht und nicht zu einer Deputatsermäßigung Anlass gibt. 
(2) 1Wird ein Auftrag für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit, der un-
ter Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn 
ausgeführt werden soll, an einen Hochschullehrer gerichtet, so hat der Hochschul-
lehrer, sofern die Ausführung eines Auftrages dieser Art nicht dem Bereich der 
Dienstaufgaben zugewiesen oder als Dienstaufgabe im Einzelfall übertragen ist, vor 
Übernahme zu entscheiden, ob er den gesamten Auftrag einheitlich als Dienstauf-
gabe oder als Nebentätigkeit ausführen wird; die Entscheidung ist der Leitung der 
Hochschule und dem Auftraggeber bei Annahme des Auftrages schriftlich mitzutei-
len. 2Ein Hochschullehrer darf Aufträge der in Satz 1 genannten Art als Nebentätig-
keit übernehmen, wenn er die wesentlichen Maßnahmen zur Auftragsausführung 
selbst anordnet, ihre Durchführung überwacht und dafür die persönliche Verantwor-
tung trägt. 
 
§ 4 HNTVO Allgemeine Genehmigung 
(1) Folgende Tätigkeiten gelten als allgemein genehmigt: 
1.  die Tätigkeit als Herausgeber oder Schriftleiter von wissenschaftlichen und 

künstlerischen Zeitschriften, Sammelwerken und vergleichbaren Publikationen, 
soweit sie nicht im Rahmen der Dienstaufgaben erfolgt; 

2.  die für Hochschullehrer der Rechtswissenschaft zulässige Tätigkeit als Verteidi-
ger oder Prozeßvertreter vor Gerichten; 

3.  die Tätigkeit als Preisrichter, Schiedsrichter oder Sachverständiger vor Gericht, 
soweit diese Tätigkeit nicht genehmigungsfrei ist; 

4.  die Mitwirkung an staatlichen oder akademischen Prüfungen, soweit sie nicht im 
Rahmen der Dienstaufgaben erfolgt. 

(2) Das Wissenschaftsministerium kann weitere Nebentätigkeiten allgemein geneh-
migen. 
(3) 1Allgemein genehmigte Nebentätigkeiten sind dem Dienstvorgesetzten vor Auf-
nahme der Nebentätigkeit schriftlich anzuzeigen, es sei denn, dass es sich um eine 
einmalige Nebentätigkeit im Kalenderjahr handelt und die Vergütung hierfür 200 
Euro nicht überschreitet. 2Bei der Anzeige sind Art, zeitliche Inanspruchnahme und 
voraussichtliche Dauer der Nebentätigkeit sowie die Person des Auftrag- oder 
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Arbeitgebers und die voraussichtliche Höhe der Vergütung mitzuteilen und auf Ver-
langen des Dienstvorgesetzten die erforderlichen Nachweise zu führen. 
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